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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
herzlichen Dank für die Ermöglichung der Teilnahme an der bevorstehenden Umsetzung der 
EU-Wahrnehmungsrichtlinie in deutsches Recht. Der Bundesverband professioneller Bildan-
bieter (BVPA) vertritt die Interessen der Bildagenturen, Bildarchive und ähnlicher Bildver-
markter. Der BVPA hat sich mit seiner Stellungnahme vom 03.09.2012 zur EU-Richtlinie geäu-
ßert. 
 
 
Teil I – Verbindliche Vorgaben der VG-Richtlinie 
 
Zu 1 – Konkretisierung des Begriffs „nicht-kommerzieller Nutzungen“ 
 
Die Einräumung von Nutzungsrechten entgegen den Vorgaben des Wahrnehmungsvertrags 
einer Verwertungsgesellschaft (VG) beschreibt das bestehende Grundproblem, dass die VGs 
anscheinend mehr und mehr in die Primärrechtewahrnehmung vordringen wollen, hierfür 
aber nicht die notwendige Flexibilität aufbringen. Natürlich gehört es zu einem wesentlichen 
Bestandteil des heutigen Marketings eines Künstlers, Werke auf bekannten Internet-
Plattformen einstellen zu können, um auf dem Markt überhaupt wahrgenommen zu werden. 
Uns ist natürlich bekannt, dass solche Plattformbetreiber leider dahin tendieren, ihre 
Marktmacht zu missbrauchen, was den Begriff der „freiwilligen Rechteeinräumung“ relati-
viert. Verwertungsgesellschaften mögen vielleicht „Verhandlungspartner auf gleicher Augen-
höhe“ sein, bringen aber für das Primärrechtegeschäft nicht die notwendige Flexibilität auf 
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und werden der Gesamtheit von Urhebern nur die niedrigen Beträge der kollektiven 
Wahrnehmung in Aussicht stellen können. Bei der individuellen Rechtewahrnehmunge ist 
bereits der zwischen dem Fotografen und der Bildagentur bestehende Vertrag auf den 
entsprechenden Teilbereich des Bildermarktes ausgerichtet; vor allem kann eine Agentur 
weitaus flexibler auf Eigenvermarktungen eingehen. Gegen das zwischen Urhebern und 
marktstarken Verwertern bestehende Gefälle sind das Wettbewerbsrecht und das Urheberver-
tragsrecht das richtige Instrument. Die Schwierigkeiten wettbewerbsrechtlicher Korrekturen 
sind den Bildagenturen durch das von ihnen vor der EU-Kommission betriebene Google-
Antitrust-Verfahren wohlbekannt. Auch beim Urhebervertragsrecht ist nachzubessern. Trotz 
dieser Schwierigkeiten ist der individuellen Rechtewahrnehmung der Vorzug einzuräumen, 
weil sie die Bedürfnisse einzelner Urheber weitaus besser berücksichtigen kann. 
 
Vor diesem Hintergrund stellen wir bei dem Begriff der nicht-kommerziellen Nutzung allein 
auf die Möglichkeit direkter Honorarzahlungen ab. Entscheidend ist, dass die Urheber nicht 
an bestehenden Wahrnehmungsverträgen vorbei in Einzelfällen lukrative Honorare direkt 
einstreichen können (sog. Rosinenpickerei). Will aber ein Künstler zum Zwecke der Eigenver-
marktung Abbildungen seiner Werke einem Verlag unentgeltlich zur Verfügung stellen, dann 
sollte dies nicht durch einen strikt einzuhaltenden Wahrnehmungsvertrag blockiert werden. 
 
Ein weiteres Kriterium sollte die unbegrenzte Übertragbarkeit von Werken sein. Gemeint sind 
vor allem Creative-Commons-Lizenzen mit dem Zusatz 
 

 
 

Solange die technischen Möglichkeiten für das Nachvollziehen von Distributionsketten noch 
nicht existieren, könnten auch Nutzer, die Inhalte aus einer illegalen Quelle erworben haben, 
sich leicht auf die CC-Lizenz berufen. Eine Rechteverfolgung wäre somit faktisch unmöglich. 
 
Die strengen Voraussetzungen der Privatkopie gemäß § 53 UrhG können auf Verfügungen 
des Urhebers nicht übertragen werden. Die von den Urheberrechtschranken gerechtfertigten 
Handlungen greifen gegen den Willen des Urhebers in das ihm zuzuordnende Schutzrecht 
ein. Stellen dagegen Urheber ihre eigenen Werke ausnahmsweise unentgeltlich zur Verfü-
gung, dann muss seine VG diese Entscheidung respektieren.  
 
Wir haben auch Bedenken, die Begriffsdefinition den Gremien der VGs zu überlassen. Weil 
die VGs solche Ausnahmen bislang nicht geschaffen haben, hat der europäische Gesetzgeber 
eine gesetzliche Ausnahme mit Art. 5 Abs. 3 RL 2014/26/EU festgelegt.  
 
Zu 2 – Objektive Gründe für Nichtverteilung von Einnahmen 
 
Verzögerte Ausschüttungen durch deutsche Verwertungsgesellschaften sind uns nicht be-
kannt. Objektive Gründe sind Streitigkeiten über Verteilungspläne und vor allem über deren 
Durchführung. Besteht die Gefahr, dass Auszahlungen rückabgewickelt werden müssen, ist 
das Zurückhalten eines Teilbetrages durchaus gerechtfertigt. Die zum Beispiel wegen des 
Rechtsstreits Martin Vogel ./. VG Wort gebildeten Rückstellungen sind durchaus zu begrüßen. 
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Teil II – Optionale Vorgaben der VG-Richtlinie 
 
Zu 5 – Rechtsinhaber, die nicht Mitglied sind, aber in einem unmittelbaren Rechtsverhältnis 
stehen 
 
Der später eingefügte Art. 7 RL 2014/26/EU lässt die Normadressaten nicht eindeutig erken-
nen. Die Bildagenturen fühlen sich durch die Vorschrift angesprochen. Auch wenn einige 
Agenturen wegen des Verwaltungsaufwands auf eine Mitgliedschaft bei der VG Bild-Kunst 
verzichten, stehen sie dennoch bei der Wahrnehmung der ihnen anvertrauten Primärrechte in 
einem faktischen Rechtsverhältnis zur VG. So kann eine Ausweitung des Wahrnehmungsver-
trages ihr Geschäft empfindlich beeinträchtigen. Das gilt vor allem für einen ansteigenden 
Vertrieb urheberrechtlich geschützter Inhalte auf Internet-Plattformen, die sich mehr und 
mehr zu kommerziellen Inhalteanbietern entwickeln. Vor diesem Hintergrund sind private 
Rechtevermarkter wie Bildagenturen bei den in Art. 20 und Art. 29 genannten Informations-
rechten mit zu berücksichtigen.  
 
Als weitere Bestimmung im Sinne des Art. 7 Abs. 2 RL 2014/26/EU wäre eine Beteiligung an 
der Entscheidungsfindung gemäß Art 6 Abs. 3 RL 2014/26/EU zu begrüßen. Gemeint ist nicht 
ein Stimmrecht, das den VG-Mitgliedern vorbehalten bleiben kann. Werden dagegen ein-
schneidende Veränderungen im Wahrnehmungsvertrag oder beim Verteilungsplan beschlos-
sen, so ist es durchaus sinnvoll, die mitbetroffenen Rechtevermarkter vorab zu informieren, 
damit sie sich bei Bedarf per Rederecht in die Diskussion einbringen können und vor allem 
Ihre Bildurheber über die Konsequenzen aufklären können. Diese Aufgaben können gerne 
Vertreter des zugehörigen Interessenverbandes übernehmen. Ein von Wahlperioden unab-
hängiges Teilnahmerecht würde das Problem von Vakanzen in einem wichtigen Gremium wie 
dem Verwaltungsrat vermeiden. Bei einem personellen Wechsel im Interessenverband rückt 
nämlich der Nachfolger nicht automatisch in die Position des jeweiligen Gremiums der 
Verwertungsgesellschaft nach. Nicht nur bei dem BVPA führte es dazu, dass die Vakanz im 
Verwaltungsrat der VG Bild-Kunst erst knapp drei Jahre später wieder behoben werden 
konnte.  
 
Gleiches gilt für die das Presseleistungsschutzrecht wahrnehmende VG Media. Weitet diese 
den mit den Verlagen bestehenden Wahrnehmungsvertrag erheblich aus, sind Interessenkol-
lisionen zwischen den Bildanbietern als Inhaber urheberrechtlicher Nutzungsrechte auf der 
einen Seite und den Presseverlegern als Inhaber von Presseleistungsschutzrechten auf der 
anderen Seite vorprogrammiert. Verwendet zum Beispiel der Betreiber einer News-Plattform 
ein Pressebild, so dürfte er sich gegenüber dem Fotografen oder Bildagentur auf das ihm 
eingeräumte Leistungsschutzrecht berufen („Zulässig ist ...“ - § 87g Abs. 4 UrhG), völlig 
unabhängig davon, ob der Bildanbieter dem Verlag diese Nutzungsart eingeräumt hat oder 
diese sogar ausdrücklich ausgeschlossen hat. Um die Vielzahl dieser Nutzungsformen zu 
klären (vgl. die Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion Die Linke zum Thema der Vielzahl von 
Internet-Dienstleistern – DrS.  17/11792) erwartet der BVPA eine Vielzahl von Rechtsstreitig-
keiten. Sinnvoller wäre es, sich gleich in den Gremien der VG Media hierzu einbringen zu 
können, was kontinuierliche Informationen und eine Beteiligung erfordern. 
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Zu 6 – Mitgliederhauptversammlung 
 
Bei den Regeln zur Mitgliederhauptversammlung sieht der BVPA bei den folgenden Punkten 
einen Regelungsbedarf: 
 
Die Wahrnehmungsrichtlinie sieht in Art. 8 Abs. 7 die Möglichkeit detaillierterer Bedingun-
gen für die Verwendung der Einnahmen vor. Beim Verteilungsplan der VG Bild-Kunst mag 
kein Handlungsbedarf bestehen, weil dieser sehr detailliert ausformuliert ist. Auch wenn es 
dieser Vorschrift nicht direkt zugeordnet werden kann, wäre eine detailliertere Zuordnung der 
im Vorjahr erfolgten Ausschüttungen zu den unterschiedlichen Urhebergruppen wünschens-
wert, sofern dies technisch umsetzbar ist. Bislang teilt die Bild-Kunst nur die in den drei 
Berufsgruppen insgesamt erfolgten Ausschüttungen mit. Welche Umsätze die jeweiligen 
Mitgliedertypen melden und wie auf der Grundlage der Meldungen ausgeschüttet wurde, 
lässt sich nicht nachvollziehen. 
 
Für die in Interessenverbänden organisierten Marktteilnehmer ist die Bestellung eines Ver-
treters im Sinne des Art 8 Abs. 10 RL 2014/26/EU von Bedeutung. Dies gilt nicht nur für die 
Teilnahme an der Mitgliederversammlung, sondern auch an Gremien wie dem Verwaltungsrat. 
Weil die behandelten Themen selbst für Volljuristen eine Herausforderung darstellen, ist eine 
Zusammenfassung, Vorbereitung, Teilnahme an der Sitzung, Nachbereitung und Wertung 
durch den jeweiligen Interessenverband durchaus sinnvoll. Ein Interessenverband sollte 
einen Vertreter entsenden können, sofern der Verband eine repräsentative Anzahl betroffener 
Marktteilnehmer vertritt. Wie oben bereits beschrieben, sind Verbände über die zu behan-
delnden Themen durch Versendung von Tagesordnungen samt den zugehörigen Unterlagen 
rechtzeitig vorab zu informieren. Die Gremien sollten für eine Beteiligung (dh. Rederecht, 
nicht Stimmrecht) unabhängig von der Wahl eines Vertreters offen stehen, um die durch 
einen Personalwechsel bei einem Verband entstehende Vakanz zu vermeiden.  
 
An den in Art. 8 Abs. 10 RL 2014/26/EU beschriebenen Interessenkonflikt sind keine zu ho-
hen Anforderungen zu stellen. Die Richtlinie benennt selbst den Fall unterschiedlicher Be-
rufsgruppen in VGs, verschweigt aber, dass einige Mitglieder theoretisch mehreren Berufs-
gruppen angehören könnten (Beispiel: Fotograf, der künstlerische Werke wie auch journa-
listische Bilder erstellt.) Vor allem sind Konflikte innerhalb der Berufsgruppen und selbst in 
den als homogen geltenden Berufsverbänden weitaus präsenter (Aktuelles Beispiel: Gerechte 
Verteilung zwischen journalistischer und werblicher Fotografie). Die in der Richtlinie genann-
te Einschränkung der Vertretung unterschiedlicher Berufsgruppen ist somit wenig hilfreich 
und geht an der Realität vorbei.  
 
Die Möglichkeit der Einschränkung von Mitgliedschaftsrechten (Art. 8 Abs. 9 RL 2014/ 
26/EU) mag bei Verwertungsgesellschaften wie der GEMA, die durch Primärrechtewahrneh-
mung höhere Einnahmen erzielt, verständlich erscheinen. Je höher die Einnahmen ausfallen, 
umso höher steigt die Gefahr, dass die Mehrheit der durchschnittlich bis gering verdienenden 
Urheber die Minderheit der etablierten Urheber dominiert. Weil diese Problematik auf die 
Mehrzahl der auf die kollektive Wahrnehmung ausgerichteten Verwertungsgesellschaften 
nicht übertragbar ist, sind gesetzliche Einschränkungen wenig sinnvoll. 
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Zu 7 – Nicht verteilbare Beträge  
 
Zu den nicht verteilbaren Beträgen im Sinne des Art. 13 Abs. 5 RL 2014/26/EU rechnet der 
BVPA auch Zahlungen für die Nutzung verwaister und vergriffener Werke. Weil die Mitglieder-
versammlung der VG Bild-Kunst durch die Interessen der Urheber bestimmt wird, ist nicht 
damit zu rechnen, dass sie Gelder denjenigen Institutionen zuweisen wird, die mit beträchtli-
chem Kostenaufwand analoge Bildbestände digitalisieren. Die Kosten für die Digitalisierung 
historischer Bildbestände können für Einscannen, Bildbearbeitung, Recherche des Bildin-
halts, professionelle Verschlagwortung leicht 30,00 € pro Bild übersteigen. Von den aufwen-
digen Bilddigitalisierungen sind die Massendigitalisierungen der Bibliotheksbestände zu un-
terscheiden. Die Bildagenturen vertreten grundsätzlich die Interessen der von ihnen vertre-
tenden Bildurheber; Bibliotheken wollen dagegen Lesern unentgeltliche Zugriffe ermöglichen 
und stehen somit auf der Nutzerseite. Historische Bildagenturen und Bildarchive könnten bei 
einer besseren Beteiligung an den Ausschüttungen unerschlossene Bildbestände zügiger di-
gitalisieren. Zumindest wäre ein dahingehender Hinweis hilfreich, konkreten Digitalisierungs-
projekten im Rahmen des bisherigen § 7 UrhWG eine kulturelle Bedeutung zuzusprechen und 
somit die Chancen auf Projektförderungen zu steigern. 
 
 
Teil III – Weitere Änderungen 
 
Zu 9 – Erlaubnispflicht für kollektive Wahrnehmung 
 
Zur Beibehaltung der Erlaubnispflicht liegt noch keine abgeschlossene Meinungsbildung vor. 
Die Bildanbieter sprechen sich für eine klare Trennung zwischen individueller und kollek-
tiver Rechtewahrnehmung aus. Das Primärrechtegeschäft lebt von marktwirtschaftlichen Vor-
gaben, auch wenn der von Zeitungs- und Zeitschriftenverlagen ausgeübte Preisdruck alles 
andere als motivierend ist. Dennoch kann nur auf der Grundlage von Angebot und Nachfrage 
der Wert einzelner Bilder individuell bestimmt und der entsprechende Preis ermittelt werden. 
Aufgabe der VGs ist es dagegen, Einnahmen für nicht zuordenbare Nutzungshandlungen ge-
recht zu verteilen. Die von den Urhebern aus den Primärrechtegeschäften zu meldenden 
Einnahmen oder Nutzungen geben für die vorzunehmenden Verteilungen eine wichtige Be-
rechnungsgrundlage. 
 
Im Fokus steht die Erhaltung der finanziellen Solidität. Treten mehrere VGs in einen Wettbe-
werb, können „weniger rentable“ Bereiche leicht in Mitleidenschaft gezogen werden, was zu-
lasten einzelner Urheber gehen würde. Ob dies gleich durch die Versagung alternativer 
Verwertungsgesellschaften erreicht werden kann, wird zur Diskussion gestellt. Eine Auf-
sichtsbehörde könnte den Verwertungsgesellschaften auferlegen Ausschüttungsbeträge zu 
senken, sofern die weitere Bewirtschaftung gefährdet ist. 
 
Bei der Umsetzung der EU-Richtlinie darf man nicht aus den Augen verlieren, dass Anlass der 
Richtlinie das Schaffen von Auswahlmöglichkeiten für Urheber war. Gehen einzelne Urheber 
mit Entscheidungen zur Verteilung oder zum Wahrnehmungsumfang nicht konform, so bleibt 
ihnen nur der Austritt aus der VG. Beschränkt sich eine VG auf die Wahrnehmung kollektiver 
Rechte, dann mag ein Austritt ärgerlich, aber nicht existenzgefährdend sein. Für Mitglieder 
der GEMA hätte ein Austritt massivere Folgen und stellt keine Option dar. Dringen die traditio-
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nellen VGs in Primärrechtebereiche vor (hierzu gleich unten bei 15) kann eine weitere VG 
einigen Urhebern eine wichtige Alternative sein. 
 
Zu 14 – Effektivere Ausgestaltung der Aufsicht über Verwertungsgesellschaften 
 
Wegen der effektiveren Ausgestaltung der Aufsicht über Verwertungsgesellschaften beziehen 
wir uns auf das oben bei Ziffer 5 und 6 Gesagte. Entscheidend ist, dass Rechtevermarkter, die 
in einem faktischen Verhältnis zu der in ihrem Bereich agierenden VG stehen, über bevorsteh-
ende Entscheidungen umfangreich informiert und zumindest Möglichkeiten zu Stellung-
nahmen eingeräumt werden. 
 
Zu 15 – Verhandlungen und Streitigkeiten über die Privatkopievergütung 
 
Auch wenn die Frage sich auf das Verhältnis zwischen VGs und Gerätehersteller bzw. Gerä-
tebetreiber beziehen dürfte, ist an dieser Stelle der Begriff der Privatkopie zu hinterfragen. 
Weil zum Beispiel Speichermedien trotz sinkender Preise immer effektiver werden, ist ein 
Rückgang dieser traditionellen Einnahmenquelle mittelfristig einzukalkulieren. Vertreter der 
VGs äußern wohl deswegen das Interesse, Einnahmen aus vergleichbaren Nutzungen im In-
ternet zu generieren. Beispielhaft wurden das Streaming oder Nutzungen in Social-Media-
Portalen genannt. Bislang konnte sich der BVPA zu entsprechenden Abgrenzungsfragen noch 
einbringen. 
 
Die Abgrenzungen werden aber schwieriger, wenn die Grenzen zwischen dem Speichern und 
dem Weiterreichen von Daten verschwimmen. Beispielhaft werden das Abspeichern für den 
eigenen Gebrauch (zB. Daten-Cloud im Internet) und die Einrichtung einer Inhalteplattform 
(zB. Host-Provider) genannt. Die Abgrenzung wird bereits dann schwierig, wenn der Inhaber 
einer Daten-Cloud Dritten den Zugriff in seinen Bereich einräumen kann. Die Voraus-
setzungen des § 53 UrhG sind somit mit Bedacht auszuweiten, weil schnell Primärrechts-
bereiche von einer Ausweitung der Wahrnehmung angeblich kollektiver Rechte in Mitleiden-
schaft gezogen werden können. Der BVPA bezieht hier eine eindeutige Position: Sofern ein 
Internetdienst allein zur Datenspeicherung genutzt werden kann, dann mag dies den her-
kömmlichen Speichermedien entsprechen. Stellt ein solcher Dienst die Möglichkeit der öf-
fentlichen Zugänglichmachung an Dritte zur Verfügung, ist die Grenze der Privatkopie über-
schritten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Alexander  Koch 
BVPA / Justiziar 
 
 
 


